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Protokoll: Ausschuss für Stadtentwick-
lung und Technik des Ge-
meinderats der Landes-
hauptstadt Stuttgart 

Niederschrift Nr. 

TOP: 

338 

8 

 Verhandlung Drucksache: 477/2021 
      

GZ: T 

Sitzungstermin: 12.10.2021 

Sitzungsart: öffentlich      

Vorsitz: BM Thürnau 

Berichterstattung: - 

Protokollführung: Frau Schmidt / pö 

 

Betreff: 
 

 

Das Jagd- und Wildtiermanagementgesetz (2014); 
Umsetzung für die Jagdgenossenschaft Stuttgart 
 

Beratungsunterlage ist die Vorlage des Technischen Referats vom 29.09.2021, 
GRDrs 477/2021, mit folgendem 
 
Beschlussantrag:  
 
1. Dem Entwurf zur Neufassung der Satzung für die Jagdgenossenschaft Stuttgart 

(Anlage 1), die aufgrund des Jagd- und Wildtiermanagementgesetzes vom 
25.11.2014 erforderlich ist, wird zugestimmt. Für den Fall, dass die Versammlung 
der Jagdgenossenschaft Änderungen beschließt, wird die Vertretung der Landes-
hauptstadt Stuttgart ermächtigt, der Satzung trotzdem zuzustimmen, soweit es 
sich lediglich um unwesentliche Änderungen handelt. 

 
2. a) Der weiteren Übernahme der Verwaltung der Jagdgenossenschaft durch den 

Gemeinderat mit der Stellung eines Jagdvorstands wird zugestimmt, sofern 
die Versammlung der Jagdgenossenschaft keinen Jagdvorstand aus dem 
Kreis der anderen Mitglieder der Jagdgenossenschaft wählt, sondern von der 
gesetzlichen Möglichkeit zur Übertragung der Verwaltung auf den Gemeinde-
rat für die Dauer von sechs Jahren Gebrauch macht. 

 
 b) Es wird Kenntnis davon genommen, dass durch § 18 Satz 2 Nr. 28 HS die 

Aufgaben des Gemeinderats auf den Oberbürgermeister übertragen sind und 
innerhalb der Verwaltung die Wahrnehmung dieser Aufgaben auf das Gar-
ten-, Friedhofs- und Forstamt delegiert ist.  
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3. Sofern die Versammlung der Jagdgenossenschaft eine Verwendung des Reiner-
trags wie in der Neufassung der Satzung als Soll-Regelung in § 14 Ziff. 1 der Sat-
zung vorgesehen beschließt, wird seitens der Landeshauptstadt Stuttgart weiter-
hin sowohl auf eine bestimmte Entgeltpauschale als auch auf einen bestimmten 
Prozentsatz vom Reinertrag der jagdlichen Nutzung als Kostenersatz für die Ver-
waltung verzichtet. Dies entspricht der bisherigen Regelung, dass der Reinertrag 
für Zwecke des Wald- und Feldwegeausbaus sowie - wie in der Neufassung der 
Satzung vorgesehen - auch für Naturschutzzwecke, Maßnahmen und Projekte für 
dem Jagdrecht unterliegende Wildtiere in der Stadt sowie Öffentlichkeitsarbeit und 
pädagogische Aktivitäten zum Thema Jagd- und Wildtiermanagement verwendet 
wird. 

 
Die Beratungsunterlage ist dem Originalprotokoll sowie dem Protokollexemplar für die 
Hauptaktei beigefügt.  
 
 
BM Thürnau stellt fest: 
 
 Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Technik stimmt dem Beschlussantrag bei 

2 Enthaltungen einmütig zu. 
 
Zur Beurkundung 
 
 
 
 
Schmidt / pö 
 
  



 

 

Verteiler: 
 
I. Referat T 
 zur Weiterbehandlung 
 Garten-, Friedhofs- und Forstamt (5) 
 weg. VA, GR 
 
 
II. nachrichtlich an: 
 
 1. Herrn Oberbürgermeister 
 2. Referat AKR 
  Haupt- und Personalamt 
 3. Referat WFB 
  Stadtkämmerei (2) 
  Liegenschaftsamt (2) 
 4. Referat SOS 
  Amt für öffentliche Ordnung 
 5. Rechnungsprüfungsamt 
 6. L/OB-K 
 7. Hauptaktei 
 
III. 1. Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN  
 2. CDU-Fraktion 
 3. SPD-Fraktion 
 4. Fraktionsgemeinschaft Die FrAKTION  
  LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 
 5. FDP-Fraktion 
 6. Fraktionsgemeinschaft PULS 
 7. Fraktion FW 
 8. AfD-Fraktion 
 
 


